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Dr. Br/lc

Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsgesetzes und einer BEinstG-Novelle; Vorbegutachtungsverfahren - GZ: 44.001/56-1/03

Einleitend möchten wir feststellen, dass wir uns mit dem Ziel einer weitest möglichen Integration von Menschen mit Behinderungen in die Gesellschaft und in die Arbeitswelt identifizieren. Ebenso bekennen wir uns zur Verpflichtung Österreichs, die Richtlinie 2000/78/EG innerstaatlich umzusetzen. 

Gegen die vorgeschlagene Vorgangsweise zur Erreichung dieser Ziele haben wir allerdings erhebliche Bedenken. Grundsätzlich schicken wir voraus:

1. Unseres Erachtens bietet die erwähnte Richtlinie 2000/78/EG ein umfassendes und vollständiges Instrumentarium zur Verhinderung von Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt. Wir vertreten daher die Ansicht, dass Österreich inhaltlich nicht über den Rahmen dieser Richtlinie hinausgehen sollte.

2. Da es hier um die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen mit anderen Menschen und um die Vermeidung von Diskriminierung geht, glauben wir, dass die Materie vorzugsweise nicht im Behinderteneinstellungsgesetz, sondern im Gleichbehandlungsgesetz geregelt werden sollte. 

3. Den – vermutlichen kostenintensiven – Aufbau neuer Strukturen für das Verfahren lehnen wir ab. Wir treten dafür ein, ein Mediationsverfahren unter unabhängiger Leitung vorzusehen. Danach käme die Anrufung der ordentlichen Gerichte in Betracht. 

4. Wenn wir auch der Zielsetzung des vorgeschlagenen Behindertengleichstellungsgesetzes positiv gegenüberstehen, befürchten wir doch, dass sowohl den öffentlichen Haushalten als auch Wirtschaft exorbitante Kosten entstehen könnten. Wir vermissen in den Erläuterungen jegliche Kostenschätzung und treten dafür ein, vor der Weiterarbeit an diesem Gesetz abzuklären, um welche Größenordnungen es sich handeln könnte. 

Wir ersuchen, diese eingangs geäußerten Bedenken als unsere grundsätzlichen Position zu betrachten, auch wenn wir in der Folge zu einzelnen Details der vorgeschlagenen Regelungen Stellung nehmen. Da wir als Arbeitgeberverband einen Schwerpunkt unserer Betroffenheit in den Bestimmungen über die Arbeitswelt sehen, ziehen wir in unserer Stellungnahme abweichend von der Reihenfolge des Entwurfes die vorgeschlagenen Änderungen im Behinderteneinstellungsgesetz vor.

Zu Artikel 3 (Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes)

Zu § 7

Die in Abs 1 Z 1 - 10 aufgezählten Tatbestände erscheinen uns so umfassend formuliert, dass wir dafür eintreten, die Aufzählung als taxativ zu betrachten und in der Einleitung das Wort „insbesondere“ durch „und zwar“ zu ersetzen. 

Die Anwendbarkeit des Gesetzes auch auf Angehörige von Behinderten ( Abs 3) lehnen wir mit allem Nachdruck ab. Wir befürchten, dass diese Bestimmung in Kombination mit der Beweislastumkehr geradezu eine Einladung zum Missbrauch darstellt. Jeder Arbeitnehmer, der einen behinderten  Angehörigen hat, könnte bei Nichterreichen eines beruflichen Zieles eine Diskriminierung behaupten und dem Arbeitgeber den schwierigen Gegenbeweis überlassen.

Zu § 7a

Abs 3 und der erste Satz des Abs 4 sind für uns absolut unverzichtbar. Jede Abschwächung dieser Aussagen hätte zur Folge, dass wir das Gesetz in seiner Gesamtheit ablehnen müssten.

Die „Verhältnismäßigkeit“ in Abs 4 sollte sich allerdings am Verhältnis von Aufwand und erzielter Wirkung orientieren; hingegen erscheint uns ein Abstellen auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit - und damit das Vorschreiben höherer Standards für größere Betriebe – problematisch, zumal „wirtschaftliche Leistungsfähigkeit“ ein schwer zu messender Parameter ist. 

Zu § 7d

Wir sprechen uns gegen den in Abs 7 vorgesehenen Motivkündigungsschutz aus. Der Kündigungsschutz begünstigter Behinderter (in § 8) hat sich keineswegs immer zum Vorteil der Betroffenen erwiesen. Nun würde ein ähnlich problematisches Instrument für alle Behinderten – selbst bei geringfügiger Behinderung - geschaffen. 

Zu Abs 13 ist festzustellen, dass es mit der Rechtsnatur eines Schadenersatzes unvereinbar ist, auf die Häufigkeit bereits festgestellter Diskriminierungen abzustellen. Der erlittene Schaden wird dadurch nicht höher, dass der Schädiger schon öfters Schaden verursacht hat. 

Zu § 7i

Wir sprechen uns mit Nachdruck dafür aus, dass Österreich von der in der Richtlinie ausdrücklich vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch macht, die Beweislastumkehr nicht eintreten zu lassen, wenn die Ermittlung des Sachverhaltes dem Gericht oder der zuständigen Stelle obliegt. 

Zu § 8

Was der eingefügte Absatz 4 a bewirken soll, erscheint vollständig unklar. 

Zu Artikel 1 (Behindertengleichstellungsgesetz)

Zu § 3

Hier verweisen wir auf unsere Stellungnahme zu § 7 Abs 3 Behinderteneinstellungsgesetz.

Zu § 4

Wir treten dafür ein, die Formulierung „ in der allgemein üblichen Weise“ durch die Worte „in zumutbarer Weise“ zu ersetzen. So erscheint es etwa zumutbar, Gebäude statt durch den Haupteingang durch einen Seiteneingang zu betreten, wenn dort zB die Herstellung einer Rampe leichter möglich ist.

Zu § 6

Es muss klargestellt werden, dass das Recht behinderter Personen, die österreichische Gebärdensprache zu verwenden keine Verpflichtung von Wirtschaftstreibenden oder Arbeitgebern nach sich zieht, ihrerseits die Gebärdensprache zu erlernen oder auf eigene Kosten Gebärdendolmetscher anzustellen.

Zu § 9

Die demonstrative Aufzählung indirekter Diskriminierungen in Abs 3 erscheint in mehrfacher Hinsicht problematisch:

· Zahlreiche der beschriebenen Sachverhalte dürften in der Realität einfach nicht zu vermeiden sein: So halten wir es für unwahrscheinlich, dass rollstuhlgerechte Toiletten in Zügen oder Flugzeugen auf Grund des Platzbedarfes überhaupt realisierbar sind. 

· Es wird Fälle geben, in denen die Herstellung eines barrierefreien Zustandes für eine Behinderung gleichzeitig eine neue Barriere für eine andere Art der Behinderung schafft; etwa was die Anbringungshöhe von Waschbecken, Automaten, Telefonen und dergleichen betrifft.

· Es erscheint problematisch, Sachverhalte mit starkem internationalen Bezug in die Auflistung aufzunehmen, wie Internetinhalte oder auch Verkehrsmittel, wenn Sanktionen wohl nur gegen österreichische Personen oder Unternehmen durchsetzbar sind.

· Generell erscheint es uns zielführender, an Stelle der Normierung von Diskriminierungstatbeständen, die zivilrechtliche Ansprüche hinter sich ziehen, eher mit öffentlich rechtlichen Normen, etwa durch Adaptierung der Bauordnungen zu trachten, Diskriminierungen zu vermeiden. 

Zu Abs 4 verweisen wir auf unsere Stellungnahme zu § 7a Abs 4 Behinderteneinstellungsgesetz. 

Zu § 12

Die Formulierung in Abs 1 „Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung“ ist uns zu unbestimmt. Zu Abs 3 verweisen wir auf unsere Stellungnahme zu § 7d Abs 13 Behinderteneinstellungsgesetz.

Zu § 13

Wir treten dafür ein, dass außer bei nachweislichem Vermögensschaden ein Verfahren nicht mehr in Gang gesetzt werden kann, wenn der Antragsgegner bereits einen diskriminierungsfreien Zustand hergestellt hat. Wir halten es für unzumutbar, dass etwa ein Hotelier, der behindertengerechte Eingänge und Sanitäranlagen errichtet hat, nach der Errichtung noch drei Jahre lang gewärtig sein muss, dass gegen ihn ein Verfahren eingeleitet wird. 

Zu § 17

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zu § 7i Behinderteneinstellungsgesetz.

Zu Artikel 2 (Schlichtungsstellengesetz)

Zu § 4

Hier hätte unseres Erachtens der erste Satz zu entfallen, da Stellen, die nur ein einziges Mitglied vorzuschlagen zu haben, auf jeden Fall eine Frau als Mitglied zu nennen hätten.

Zu § 5 

Im Hinblick auf das Dirimierungsrecht des Vorsitzenden erscheint uns absolut notwendig, dass dieser absolut unabhängig ist. Wir sprechen uns daher dagegen aus, dass dies ein vom Bundesminister für soziale Sicherheit bestellter Bediensteter des Bundes sein soll; unseres Erachtens hätte es ein unabhängiger Richter zu sein.

Weiters wäre festzuhalten, dass die Mitglieder und Ersatzmitglieder ihrer Bestellung zustimmen müssen. Für realitätsfremd halten wir die Bestimmung, dass bei Nichtausübung des Vorschlagsrechtes der Bundesminister für soziale Sicherheit die Mitglieder ohne Vorschlag zu bestellen hat. 

Zu § 8

Rechtsnatur und Rechtsfolgen der in Abs 5 genannten „Stellungnahme“ der Schlichtungsstelle sind völlig offen. 

Zu § 9

Zu Abs 4 verweisen wir auf unsere Stellungnahme zu § 7 d Abs 7 Behinderteneinstellungsgesetz. 

Zu §§ 11 ff

Da die Anliegen behinderter Personen von zahlreichen Behindertenverbänden in Österreich mit großem Erfolg vertreten werden und darüber hinaus die Volksanwaltschaft zur Verfügung steht, halten wir die Einrichtung einer eigenen Behindertenanwaltschaft für entbehrlich. 

Mit freundlichen Grüßen

Industriellenvereinigung

Dr. Wolfgang Tritremmel               Dr. Heinrich Brauner
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